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Reichsgesetzblatt, Jahrgang 1942, Teil I 


Anordnung zur Durchführung 


des Erlasses des Führers über einen 


ollmiehtigten für den Arbeitseinsatz. 


Vom 27. Mürz 1942, 


In Ausführung des Erlasses des Führers über 
einen Generalbevollmächtigten für den Arbeits- 
einsatz vom 21. Márz 1942 (Reichsgesetzbl. I 
S. 179) ordne ich folgendes an: 


1, Meine Geschäftsgruppen Arbeitseinsatz 
(Runderlaß vom 22. Oktober 1936/St. M. 
Dev. rar i werden aufgelöst. Ihre Aufgaben 
(Beschaffung und Verteilung der Arbeits- 
kräfte, Regelung der Arbeitsbeding 
übernimmt der Generalbevollmächtigte für 
den Arbeitseinsatz, der mir unmittelbar 
untersteht, 


. Dem Generalbevollmächtigten für den 
Arbeitseinsatz obliegt es, die Arbeitsbedin- 
gungen (Lohnpolitik) der im ehe 
eingesetzten Arbeitskräfte nach den Erfor- 
dernissen des Arbeitseinsatzes zu regeln. 


Berlin, den 27. März 1942. 


3. DerGeneralbevollmächtigte für den A rbeits- 


einsatz ist ein Organ des Vierjahresplans. — 


Soweit neues Recht zu setzen oder beste- 
hendes zu ändern ist, hat er mir entspre- 
chende Vorschläge zu machen. 


. Dem Generalbevollmächtigten für den Ar- 
beitseinsatz stehen zur Durchführung seiner 
Aufgaben die mir vom Führer übertragenen 
Weisungsrechte an die Obersten Reichs- 
behörden, ihre nachgeordneten Dienststel- 
len, sowie an die Dienststellen der Partei 
und ihrer Gliederungen und angeschlosse- 
nen Verbände, an den Reichsprotektor, den 
Generalgouverneur,die Militärbefehlshaber 
und Chefs der Zivilverwaltungen zur Ver- 
fiigung. 

Anordn >n und Weisungen von grundsätz- 
licher Dres ca sind ie m rag 


= 


Der Beauftragte fiir den Vierjahresplan 
Göring 


Reichsmarschall 


Fünfte Durchführungsbestimmungen 
zum Abschnitt III (Kriegslöhne) der Kriegswirtschaftsverordnung 
— Umwandlung uneinbringlicher Ordnungsstrafen in Ersatzfreiheitsstrafen — 
(Fünfte KLDB). 
Vom 14. April 1942, 


Auf Grund der Kriegswirtschaftsverordnung 
vom 4. September 1939 (Reichsgesetzbl. T S. 1609) 
Abschnitt V § 29 wird im Einvernehmen mit dem 
Beauftragten für den Vierjahresplan und dem 
Generalbevollmächtigten für die Reichsverwal- 
tung folgendes verordnet: 


81 
(1) Kann eine Ordnungsstrafe, die der Reichs- 
treuhänder oder der Sondertreuhänder der Ar- 
beit-oder der Reichstreuhänder für den öffent- 
lichen Dienst —§ 21 Abs. 1 der Kriegswirtschafts- 
verordnung, Dritte Durchführungsbestimmungen 
zum Abschnitt III ig. ara le Kri rt- 
schaftsverordnung vom 2,Dezember 1939 (Reichs- 
tzbl, I S. 2370), Vierte Durchfüh 

*bestimmungen vom 10. April 1940 (Reichsgesetz- 
bl. I 5.627) — festgesetzt hat, nicht beigetrieben 


Berlin, den 14. April 1942. 


werden, so hat das Gericht auf Antrag des Reichs. 
treuhänders oder des Sondertreuhünders der 
Arbeit, im öffentlichen Dienst des Reichstreu- 
hinders für den öffentlichen Dienst, die Strafe 
in eine dem Verschulden entsprechende Haft- 
strafe bis zu sechs Wochen umzuwandeln, Vor 
der Entscheidung ist der Täter zu hören. Gegen 
den Beschluß ist die Beschwerde binnen einer 
Woche zulässig. 

(2) Zuständig für die Umwandlung ist das 
Amtsgericht, das für die gerichtliche Aburteilung 
zuständig wäre, wenn die Tat strafrechtlich ver- 
folgt worden wäre oder verfolgt werden könnte. 


82 
Die Verordnung tritt mit dem siebenten Tage 


nach ihrer Verkiindung im Reichsgesetzblatt in 
Kraft. 


Der Reichsarbeitsminister 
Franz Seldte 
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